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1. Grundsätzliches  

1.1 
  

Voraussetzung 
für die Ereignis-

beurkundung  

 
Personendaten können im Beurkundungssystem Infostar nur bear-
beitet werden, wenn sie im System abrufbar sind1. Es handelt sich 
dabei um eine technische Voraussetzung für die Ereignisbeurkun-
dung. Ausserdem müssen die abrufbaren Daten der betreffenden 
Person zweifelsfrei zugeordnet werden können. 
 
Fehlt diese Voraussetzung, so ist die betroffene ausländische Per-
son in das Personenstandsregister aufzunehmen. Anlässlich der 
Aufnahme sind im Geschäftsfall Person die aktuellen Daten über 
den Personenstand zu beurkunden2.  
 
Eine ausländische Person, die bisher in einem Familienregister 
geführt wurde, ist in diesem Zusammenhang mit dem gemäss 
Registereintragung letztbekannten Personenstand in das Perso-
nenstandsregister zu übertragen3. 
 

1.2 
  

Aufnahme einer 
ausländischen 
Person in das 

Personenstands-
register 

1.2.1 
  

Zuständigkeit 

 
Die Beurkundung der Daten über den Personenstand (Aufnahme) 
fällt in die Zuständigkeit des Zivilstandsamtes, das bezüglich der 
betroffenen ausländischen Person oder eines Familienmitgliedes 
der betroffenen ausländischen Person ein Ereignis zu beurkunden 
oder eine Amtshandlung vorzunehmen hat. Die Aufnahme kann 
unter besonderen Umständen auch vorsorglich erfolgen. 
 
Die Aufnahme einer ausländischen Person in das Personen-
standsregister unterliegt keiner Bewilligung; die Aufsichtsbehörde 
kann jedoch in Einzelfällen auf Antrag des Zivilstandsamtes oder 
falls dies das kantonale Recht vorsieht generell mitwirken4.  
 
Eine Verfügung der Aufsichtsbehörde bezüglich der Anerkennung 
der vor der Aufnahme eingetretenen ausländischen Ereignisse 
entfällt, weil es sich bei diesem Vorgang um eine durch das Zi-
vilstandsamt zu beantwortende Vorfrage im Zusammenhang mit 
dem Entscheid über die Aufnahme handelt.  
 
Sind die Daten der betroffenen ausländischen Person bisher in 
einem Familienregister geführt worden, so treten die Rückerfas-
sung und Aktualisierung der Daten im Hinblick auf die erste 
Ereignisbeurkundung im Personenstandsregister an die Stelle der 
Aufnahme (Ziffer 2.3.1). 

                                                 
1 Art. 16 Abs. 4 ZStV. 
2 Art. 15a Abs. 2 ZStV. 
3 Art. 93 Abs. 1 ZStV; Rückerfassung. 
4 Art. 16 Abs. 6 ZStV. 
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1.2.2 
  

Identität  

 
Die Identität einer Person ist anlässlich ihrer persönlichen Vor-
sprache zu überprüfen5. Wer eine Amtshandlung verlangt, hat sich 
auszuweisen.  
 
Die Identitätskontrolle anlässlich der Aufnahme entfällt, wenn die 
betroffene Person nicht persönlich erscheint und die Daten über 
den Personenstand ohne ihre Mitwirkung beurkundet werden müs-
sen.  
 

1.2.3 
  

Aufnahmegründe 

 
Soweit es sich nicht um die Übertragung aus einem Familienregis-
ter nach den Regeln der Rückerfassung handelt, ist eine ausländi-
sche Person in das Personenstandsregister aufzunehmen, wenn 
dafür ein Grund vorliegt. Die Aufnahme ist insbesondere in folgen-
den Fällen begründet: 
 
 Beurkundung eines natürlichen Ereignisses6 
 Entgegennahme einer Erklärung7 
 Durchführung eines Verfahrens8  
 Beurkundung eines Gerichtsurteils oder einer Verwaltungsverfü-

gung in Personenstandssachen9 
 Beurkundung einer für den schweizerischen Rechtsbereich an-

erkannten ausländischen Entscheidung oder Nachbeurkundung 
einer Urkunde über den Zivilstand10, wenn ein schweizerisches 
oder ausländisches Familienmitglied mitbetroffen ist, dessen 
Daten im Personenstandsregister abrufbar sind (Ehe, Partner-
schaft, Kindesverhältnis).  

 
Ist das zu beurkundende Ereignis bereits eingetreten, so ist für die 
Aufnahme der betroffenen ausländischen Person der Stand der 
Personendaten unmittelbar vor diesem Ereignis massgebend (nach 
der Regel: x – 1).  
 

1.2.4 
  

Grundlagen 

 
Ist die betroffene ausländische Person bisher in einem Familienre-
gister geführt worden, sind ihre Daten über den Personenstand 
gemäss den für die Rückerfassung geltenden Regeln in das Per-
sonenstandsregister zu übertragen. Gegebenenfalls sind die über-
tragenen Personenstandsdaten im Hinblick auf die durchzufüh-

                                                 
5 Art. 16 Abs. 1 Bst. b ZStV.  
6 Geburt und Tod. 
7 Anerkennung eines Kindes, Wiederannahme eines früher geführten Namens. 
8 Ehevorbereitung, Vorbereitung zur Eintragung der Partnerschaft, Einreichung eines Gesuches um 

Erwerb des Schweizer Bürgerrechts. 
9 Adoption, Feststellung des Kindesverhältnisses, Verschollenerklärung, Geschlechtsänderung, 

Namensänderung, Einbürgerung, sofern die Aufnahme nicht bereits bei Einleitung des Verfahrens 
erfolgt ist. 

10 Art. 32 Abs. 1 IPRG: Eheschliessung, Partnerschaft, Entstehung des Kindesverhältnisses. 
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rende Ereignisbeurkundung gestützt auf die Vorlage weiterer Do-
kumente zu aktualisieren (Ziffer 2.3.1). 
 
Stehen die Daten der betroffenen ausländischen Person in keinem 
Familienregister zur Verfügung, sind die Angaben für die Beurkun-
dung der aktuellen Daten über den Personenstand den entspre-
chenden Dokumenten zu entnehmen (Ziffern 2.3.2 und 2.3.3).  
 
Erweist es sich nach hinreichenden Bemühungen als unmöglich 
oder unzumutbar, Dokumente zum Nachweis der aktuellen Daten 
über den Personenstand zu beschaffen, kann das Zivilstandsamt 
mit Bewilligung der Aufsichtsbehörde eine Erklärung11 betreffend 
nicht oder in ungenügender Form nachgewiesene Angaben entge-
gennehmen, soweit sie glaubwürdig und nicht streitig sind. Die 
Erklärung bildet zusammen mit möglichen vorhandenen Doku-
menten die Grundlage für die Beurkundung der Daten über den 
aktuellen Personenstand (Aufnahme). 
 
Sind die Angaben streitig, besteht die Möglichkeit einer gericht-
lichen Feststellung, wenn die betroffene Person ein schützenswer-
tes persönliches Interesse glaubhaft macht. Als Grundlage für die 
Aufnahme der betroffenen Person in das Personenstandsregister 
dient in diesem Fall die gerichtliche Feststellung12 der Daten über 
den aktuellen Personenstand. 
 

1.2.5 
  

Prüfung 

 
Es ist in geeigneter Weise zu prüfen, ob die nachgewiesenen Da-
ten über den Personenstand richtig sind und den neuesten Stand 
belegen13. Wer seine eigenen Dokumente vorlegt, hat in diesem 
Zusammenhang die persönliche Erklärung abzugeben, dass die 
Angaben richtig, vollständig und auf dem neuesten Stand sind 
(Formular 0.1.1)14.  
 
Besteht dazu ein Anlass, ist die Echtheit der vorgelegten Ausweise 
und Dokumente vor der Beurkundung der Daten über den Perso-
nenstand zu überprüfen. Die beteiligten Ausländerinnen und Aus-
länder sind verpflichtet, dabei mitzuwirken15. Wurde ein Dokument 
nachweislich verfälscht, gefälscht oder wird es unrechtmässig ver-
wendet, so ist es zuhanden der zuständigen kantonalen Strafver-
folgungsbehörde einzuziehen16. Bei begründetem Verdacht bezüg-
lich Fälschung oder Missbrauch ist von Amtes wegen eine Über-

                                                                                                                                                      
 
11 Art. 41 ZGB. 
12 Art. 42 ZGB. 
13 Art. 16 Abs. 1 Bst. c ZStV. 
14  Art. 16a Abs. 1 Bst. a ZStV. 
15 Art. 16 Abs. 5 ZStV.  
16 Art. 16 Abs. 7 ZStV. 



Weisungen EAZW 
Nr. 10.08.10.01 vom 1. Oktober 2008 (Stand: 1. Januar 2011) 

Aufnahme ausländischer Personen in das Personenstandsregister 

 
 

 7/26 
 
 
 

prüfung der Umstände einzuleiten. Dabei kann die Mitwirkung der 
schweizerischen Vertretung im Land, in dem das Dokument angeb-
lich ausgefertigt worden ist, oder im Herkunftsland der betroffenen 
Person verlangt werden17. 
 
Die Aufnahme einer ausländischen Person in das Personenstands-
register darf nur erfolgen18, wenn zweifelsfrei feststeht, dass sie 
ihre eigenen Daten nachweist. Bestehen Zweifel über die Identität 
der Person,  
 
 weil sie keinen Ausweis (Pass, Identitätskarte) vorlegt,  
 weil sie unter verschiedenen Namen aufgetreten ist oder un-

glaubwürdige Angaben macht,  
 weil unklare oder ungenügende Personendaten ihre eindeutige 

Identifizierung nicht erlauben, 
 weil die Personendaten widersprüchlich (streitig) sind oder  
 weil der begründete Verdacht besteht, dass sie Dokumente (d.h. 

die Daten einer anderen Person) missbräuchlich benutzt,  
 
so ist die Aufnahme in das Personenstandsregister bis zur definiti-
ven Klärung zu verweigern. Auf Verlangen der betroffenen Person 
ist eine beschwerdefähige Verfügung zu erlassen. 
 
Vorbehalten bleibt die Aufnahme der betroffenen ausländischen 
Person ohne Identitätskontrolle in Sonderfällen, wenn übergeord-
nete Interessen dies rechtfertigen, oder der ausnahmsweise Ver-
zicht auf eine Aufnahme, sofern dadurch keine Beurkundungs-
pflicht verletzt wird. 
 

1.2.6 
  

Datensatz 

 
Anlässlich der Aufnahme einer ausländischen Person in das Per-
sonenstandsregister sind gemäss den geltenden Vorschriften fol-
gende nachzuweisenden Angaben19 zu beurkunden20: 
 
 Familienname 
 Ledigname 
 Vornamen 
 Andere Namen 
 Geschlecht 
 Geburtsdatum 
 Geburtsort 
 
 

                                                                                                                                                      
 
17 Art. 5 Abs. 1 Bst. g ZStV. 
18 Art. 28 Abs. 1 ZStV; Beurkundung der Daten über den Personenstand. 
19 Elemente des Datensatzes. 
20 Art. 8 Bst. c Ziff. 1-4; Bst. d; Bst. e Ziff. 1 und 3; Bst. f Ziff. 1-2; Bst. g Ziff 1 und 3; Bst. j; Bst. l Ziff. 

1-6; Bst. m Ziff. 1-6 und Bst. n ZStV. 
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 Zivilstand 
 Datum der letzten Änderung des Zivilstandes 
 Staatsangehörigkeit 
 Lebensstatus 
 Todesdatum 
 Todesort 
 Familiename des Vaters 
 Vornamen des Vaters 
 Andere Namen des Vaters 
 Familienname der Mutter 
 Vornamen der Mutter 
 Andere Namen der Mutter 
 
Zusätzlich sind die Namen der Adoptiveltern zu erfassen, wenn es 
sich um eine sogenannte einfache Adoption nach ausländischem 
Recht handelt, welche ohne Einfluss auf die Rechtsverhältnisse der 
leiblichen Abstammung bleibt. Bei einer Volladoption treten jedoch 
die Namen der Adoptiveltern an die Stelle der Angaben über die 
leiblichen Eltern, weil das Kindesverhältnis zu den leiblichen Eltern 
durch die Volladoption von Gesetzes wegen erloschen ist. Handelt 
es sich um eine Stiefkindadoption, bleibt das Kindesverhältnis zum 
leiblichen Elternteil hingegen unberührt.  
 
Verstorbene ausländische Personen sind nur in begründeten Aus-
nahmefällen in das Personenstandsregister aufzunehmen (z.B. im 
Hinblick auf die Verknüpfung mit als lebend geführten Familienmit-
gliedern). 
 

1.3 
  

Ereignisdatum 

 
Das Datum des der Aufnahme vorangegangenen letzten im Aus-
land oder in der Schweiz beurkundeten Ereignisses betreffend 
die in das Personenstandsregister aufzunehmende ausländische 
Person ist bei der Beurkundung der Daten über den Personenstand 
(Aufnahme) als erstes Ereignisdatum im Beurkundungssystem zu 
erfassen. 
 

1.4 
  

Verbot der mehr-
fachen Aufnahme der 

gleichen Person 

 
In jedem Fall ist gestützt auf sämtliche Suchkriterien, die das Be-
urkundungssystem zur Verfügung stellt, zwingend und eingehend 
abzuklären, ob Daten der betroffenen ausländischen Person im 
Personenstandsregister abrufbar sind. Wird ein vollständiger oder 
unvollständiger Datensatz einer ausländischen Person im Perso-
nenstandsregister geführt, ist eine erneute Aufnahme verboten. Die 
abrufbaren Daten sind für die weitere Bearbeitung21 verbindlich22. 
 
 

                                                 
21 Geschäftsfälle. 
22 Art. 15 Abs. 1 ZStV. 
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Wird festgestellt, dass die betroffene Person im Personenstandsre-
gister doppelt oder gar mehrfach geführt wird, sind unverzüglich 
Abklärungen im Hinblick auf die Bereinigung der Datenlage einzu-
leiten. 
 
 

2. Beurkundung der Daten über den Personenstand 

2.1 
  

Grundsatz der 
Vollständigkeit des 

Datensatzes 

 
Das Zivilstandsamt ist zur Beurkundung des vollständigen Daten-
satzes der betroffenen Person verpflichtet, soweit der Nachweis 
der Angaben mit zumutbarem Aufwand gelingt. Es ist nicht zuläs-
sig, in diesem Zusammenhang Aufgaben aufzuschieben oder 
einem anderen Zivilstandsamt zu überbinden23. 
 
Ist es nach Erfahrung und realistischer Einschätzung der Umstände 
unwahrscheinlich oder ausgeschlossen, innert einer vertretbaren 
Frist lückenlos alle Daten über den Personenstand der betroffenen 
ausländischen Person nachzuweisen, muss entsprechend der 
Dringlichkeit des anschliessend zu beurkundenden Zivilstands-
ereignisses ausnahmsweise die Unvollständigkeit des Datensat-
zes in Kauf genommen werden. Die Interessenabwägung zwischen 
der Dringlichkeit der Beurkundung und dem Erfordernis der Voll-
ständigkeit des Datensatzes liegt in der Verantwortung der Zivil-
standsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten (pflichtgemässes Er-
messen: Ziffer 2.2).  
 
Es sind alle nachgewiesenen Daten, mindestens aber folgende 
Angaben über den Personenstand einer ausländischen Person im 
Personenstandsregister zu beurkunden24: 
 
 Familienname 
 Vornamen 
 Geschlecht 
 Geburtsjahr (wenn das Geburtsdatum nicht bekannt ist) 
 Lebensstatus 
 
Ist die betroffene Person verheiratet oder lebt sie in einer eingetra-
genen Partnerschaft, sind die Regeln über die Aufnahme in das 
Personenstandsregister auf die mitbetroffene Person sinngemäss 
anwendbar. 
 

                                                 
23 Beispielsweise die Angaben über die Abstammung offenzulassen, wenn die Beschaffung einer 

Geburtsurkunde mit Angaben über die Eltern aus dem Geburtsland ohne weiteres möglich ist. 
24 Sind die entsprechenden Angaben nicht belegt oder streitig, ist die Staatsangehörigkeit als "unge-

klärt" und der Zivilstand als "unbekannt" zu bezeichnen; die übrigen Rubriken werden nicht ausge-
füllt. 
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2.2 
  

Ermessen 

 
Im Einzelfall ist nicht immer klar, unter welchen Voraussetzungen 
und in welchem Ausmass bei der Beurkundung der Daten über 
den Personenstand vom Grundsatz der Vollständigkeit des Daten-
satzes abgewichen werden darf. Die Zivilstandsbeamtin bzw. der 
Zivilstandsbeamte verfügt über einen Ermessensspielraum. Es ist 
ihm aber nicht freigestellt, beliebig oder gar willkürlich zu handeln. 
Es muss vielmehr nach pflichtgemässem Ermessen entschieden 
werden.  
 
Die Hinweise bezüglich des Vorgehens in Sonderfällen (Ziffer 3) 
gelten als Richtlinien für die generelle Ermessensausübung im 
Rahmen des Gleichheitsgrundsatzes. In erster Linie ist jedoch die 
individuelle Ermessensausübung zu beachten. Sie dient der 
Einzelfallgerechtigkeit im Hinblick auf eine angemessene und 
sachgerechte Lösung. Kommt es bei der Anwendung zwischen 
individueller und genereller Ermessensausübung zu Differenzen, 
geht die individuelle Ermessensausübung im Zweifel vor. 
 

2.3 
  

Nachweis der 
Angaben über den 

Personenstand 

 
Vorzulegen sind Dokumente über  
 
 die Geburt (Ort und Datum);  
 die Abstammung (Namen der Eltern, soweit ein Kindesverhältnis 

besteht);  
 das aktuelle Geschlecht;  
 die aktuellen Namen (Familiennamen, Vornamen, andere 

Namen);  
 den aktuellen Zivilstand;  
 die aktuelle Staatsangehörigkeit.  
 
Personen, die verheiratet sind oder in einer eingetragenen Partner-
schaft leben, haben die Eheurkunde bzw. die Partnerschaftsur-
kunde beizubringen. Ausserdem sind die Angaben über den Per-
sonenstand der aktuellen Ehefrau bzw. des aktuellen Ehemannes 
oder der aktuellen Partnerin bzw. des aktuellen Partners nachzu-
weisen. 
 
Ist die letzte Ehe oder eingetragene Partnerschaft aufgelöst wor-
den, genügt der Nachweis der Auflösung und des Datums, seit 
dem die Auflösung rechtskräftig ist. Angaben über frühere Ehen 
oder Partnerschaften sind nur in begründeten Fällen nachzuwei-
sen.  
 
Von allen vorgelegten Dokumenten, die sofort oder später wieder 
ausgehändigt werden, sind Fotokopien aufzubewahren. Die Über-
einstimmung des Beleges mit dem zurückgegebenen Originaldo-
kument ist zu bescheinigen.  
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2.3.1 
  

Übertragung aus 
dem Familienregister 

 
Wenn die Daten der betroffenen ausländischen Person in einem 
Familienregister geführt worden sind, ist die Rückerfassung zu 
veranlassen, auch wenn diese nach der Übertragung gestützt auf 
beizubringende Ereignisdokumente aktualisiert werden müssen, 
bevor ein neues Ereignis beurkundet werden kann. 
  
Wurde die betroffene ausländische Person in mehreren Familien-
registern geführt, weil sie mehrmals mit Personen verheiratet war, 
die das Schweizer Bürgerrecht besitzen, ist der Stand der letzten 
Eintragung für die Rückerfassung massgebend. 
 
Nach der Übertragung der Daten über den Personenstand einer 
ausländischen Person aus dem Familienregister (Rückerfassung), 
ist wenn möglich unter Mitwirkung der betroffenen Person abzuklä-
ren, ob im Hinblick auf die Beurkundung des neuesten Ereignisses 
vorgängig eine Aktualisierung im Personenstandsregister durch-
zuführen ist25. Zu diesem Zwecke sind alle seit der Austragung aus 
dem Familienregister eingetretenen Ereignisse nach Möglichkeit 
lückenlos mit Urkunden zu belegen.  
 
Die Aktualisierung der Daten nach der Rückerfassung im Hin-
blick auf die erste Ereignisbeurkundung im Personenstandsregister 
erfolgt im Sinne eines Sonderfalles in einem einzigen Vorgang im 
Geschäftsfall Person in der Funktion "Neuer Eintrag" gestützt auf 
die gesammelten schweizerischen und ausländischen Urkunden. 
Als Ereignisdatum (Systemdatum) gilt das Datum des letzten Ereig-
nisses. Ist das letzte Ereignis in der Schweiz in Papierform im 
betreffenden Ereignisregister beurkundet worden, erfolgt die Aktua-
lisierung im Personenstandsregister ohne Mitwirkung der Auf-
sichtsbehörde, auch wenn frühere Ereignisse im Ausland einge-
treten sind. Sind hingegen alle Ereignisse oder mindestens das 
letzte Ereignis im Ausland eingetreten, setzt die Aktualisierung die 
Bewilligung der Aufsichtsbehörde voraus26.  
 

2.3.2 
  

Beurkundung 
gestützt auf 

ausländische 
Dokumente 

 
Zivilstandsurkunden dürfen nicht älter als sechs Monate sein27, 
wenn es sich um Auszüge aus ausländischen Registern handelt, 
die fortgeschrieben werden. Allerdings sind auch jüngere Doku-
mente zurückzuweisen, wenn der Inhalt nicht dem aktuellen Stand 
der Daten entspricht, und ältere Dokumente sind zulässig, wenn 
der Inhalt den neuesten Stand belegt.  
 
 

                                                 
25 Art. 16 Abs. 1 Bst. c ZStV. 
26 Eintragungsverfügung gemäss Art. 32 IPRG. 
27 Art. 16 Abs. 2 ZStV. 
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Ausländische Gerichtsurteile und Verwaltungsverfügungen in 
Personenstandssachen müssen rechtskräftig sein. 
 
Ausländische Urkunden, die nicht in einer schweizerischen Amts-
sprache abgefasst sind, können zurückgewiesen werden, wenn sie 
nicht von einer beglaubigten deutschen, französischen oder italie-
nischen Übersetzung begleitet sind28. Die Zurückweisung ist dann 
begründet, wenn Gefahr besteht, dass der Inhalt nicht richtig ver-
standen wird. Die Übersetzung darf sich auf den wesentlichen In-
halt des Dokumentes beschränken, soweit dieser für die Beurkun-
dung der Daten über den Personenstand von Bedeutung ist. 
 

2.3.3 
  

Beurkundung 
gestützt auf schwei-
zerische Dokumente 

 
Sind die Daten der betroffenen ausländischen Person ohne Bezug 
zu einem schweizerischen Familienmitglied in einem oder in meh-
reren schweizerischen Ereignisregistern auf Papier beurkundet 
worden, dienen diese zum Nachweis der aktuellen Daten über den 
Personenstand. Die mit schweizerischen Zivilstandsdokumenten 
nachgewiesenen Personendaten sind unverändert in das Perso-
nenstandsregister aufzunehmen, sofern nicht die Unrichtigkeit 
nachgewiesen wird.  
 
Wenn die Daten einer ausländischen Person in mehreren schwei-
zerischen Ereignisregistern wiederholt beurkundet worden sind29, 
ist in der Regel die letzte Eintragung für die Datenerfassung mass-
gebend. 
 
Die entsprechenden Zivilstandsurkunden sind wenn möglich von 
der betroffenen Person beizubringen (z.B. Geburtsurkunde, letzte 
Eheurkunde). Wird die Mitwirkung verweigert, ist sie nicht möglich 
oder ist die Klärung eines Sachverhaltes nötig, können auch be-
glaubigte Fotokopien von Registereintragungen und Belegen 
oder die Originalbelege zum beurkundeten Zivilstandsereignis von 
Amtes wegen kostenfrei angefordert werden30.  
 
Urteile und Verfügungen schweizerischer Gerichte und Ver-
waltungsbehörden31 sind für die Beurkundung der Daten über den 
Personenstand ohne Nachweis einer Anerkennung durch die aus-
ländischen Heimatbehörden der betroffenen ausländischen Person 
verbindlich. Das gilt auch für die Namenserklärung nach der ge-
richtlichen Auflösung der Ehe (Wiederannahme des vor der Ehe 
geführten oder angestammten Namens). 
 

                                                                                                                                                      
 
28 Art. 3 Abs. 4 ZStV. 
29 z.B. im Geburtsregister und mehreren Eheregistern. 
30 Art. 47 Abs. 2 Bst. b und c ZStV. 
31 z.B. Ehescheidung, Namensänderung. 
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2.3.4 
  

Unstimmigkeiten bei 
den Grundlagen 

 
Weisen die verschiedenen Dokumente im Vergleich miteinander 
formelle Differenzen oder Unstimmigkeiten auf, so ist abzuklä-
ren, in welcher Form die Angaben in das Personenstandsregister 
aufzunehmen sind (z.B. Klärung der aktuell gültigen Namensfüh-
rung, der Schreibweise der Namen, der Anzahl oder Schreibform 
von Vornamen, der massgebenden Transliteration32, der aktuellen 
Staatsangehörigkeit).  
 
Die definitiv zu beurkundenden Angaben über den Personenstand 
sind nach Möglichkeit im Rahmen der Mitwirkungspflicht der betrof-
fenen Person festzulegen. Diese hat gestützt auf Artikel 16 Absatz 
1 Buchstabe c ZStV eine schriftliche Erklärung über die Richtigkeit 
und Aktualität der erfassten Daten zu unterzeichnen, welche zu-
sammen mit den Belegen zu archivieren ist (Formular 0.1.1; Bestä-
tigung der erfassten Personendaten)33.  
 
Die Behebung von Unstimmigkeiten34 in den in Papierform geführ-
ten Registern ist nur dann zwingend, wenn die betroffene Person 
dies verlangt.  
 

2.4 
  

Vor der Aufnahme 
eingetretene Zivil-
standsereignisse 

 
Die vor der Aufnahme in der Schweiz in den in Papierform geführ-
ten Zivilstandsregistern beurkundeten Ereignisse dürfen im Perso-
nenstandsregister nicht ein zweites Mal beurkundet werden. 
 
Vor der Aufnahme im Ausland eingetretene Ereignisse, Entschei-
dungen und Erklärungen gelten als für den schweizerischen 
Rechtsbereich anerkannt (Ziffer 1.2), soweit sie Wirkungen auf den 
anlässlich der Aufnahme beurkundeten Personenstand entfalten. 
Sie dürfen nicht nachbeurkundet werden.  
 

2.5 
  

Nach der Aufnahme 
eingetretene Zivil-
standsereignisse 

 
Alle nach der Aufnahme35 bzw. nach der Rückerfassung36 und 
Aktualisierung der Personendaten (Ziffer 2.3.1) in der Schweiz 
oder im Ausland eingetretenen Ereignisse sind im Personenstands-
register chronologisch37 und lückenlos zu beurkunden. Sind die 
Ereignisse im Ausland eingetreten, unterliegt die Nachbeurkundung 
der Verfügung38 der zuständigen Aufsichtsbehörde. 
 

                                                 
32 Übertragung aus nicht lateinischen Schriften.  
33  Art. 16a Abs. 1 Bst. a ZStV. 
34 Kreisschreiben Nr. 20.07.10.02 vom 1. Oktober 2007 betr. "Behebung von Unstimmigkeiten in ge-

schlossenen Zivilstandsregistern". 
35  Art. 15a Abs. 2 ZstV. 
36  Art. 93 Abs. 1 ZStV. 
37  Art. 15 Abs. 3 ZStV. 
38  Art. 32 Abs. 1 IPRG; Art. 23 Abs. 2 ZStV. 
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2.6 
  

Familienrechtliche 
Verhältnisse der 
aufgenommenen 
ausländischen 

Person 

2.6.1 
  

Ehe und 
eingetragene 
Partnerschaft 

 
Ist die in das Personenstandsregister aufzunehmende ausländi-
sche Person im Zeitpunkt der Aufnahme verheiratet oder lebt sie 
in einer eingetragenen Partnerschaft, so ist die mitbetroffene 
Person gestützt auf den entsprechenden Nachweis39 und die erfor-
derlichen Dokumente betreffend die Angaben über den Personen-
stand ebenfalls in das Personenstandsregister aufzunehmen. 
Gleichzeitig sind die Datensätze der beiden Personen miteinander 
zu verknüpfen40. 
 
Wurde die mitbetroffene Person zu einem früheren Zeitpunkt in 
anderem Zusammenhang in das Personenstandsregister aufge-
nommen, ist die Verknüpfung unverzüglich vorzunehmen, wenn die 
Ehe oder die eingetragene Partnerschaft immer noch besteht. 
 

2.6.2 
  

Kinder 

 
Anlässlich der Beurkundung des Personenstandes einer ausländi-
schen Person ist nach Möglichkeit abzuklären (Befragung), ob vor 
der Aufnahme im Inland oder im Ausland begründete Kindesver-
hältnisse bestehen. Soweit die benötigten Dokumente und Anga-
ben beigebracht oder auf Grund der in Papierform geführten 
schweizerischen Zivilstandsregistern bekanntgegeben werden kön-
nen, ist die Aufnahme der Kinder insbesondere während ihrer Un-
mündigkeit zwingend.  
 
Kinder der betroffenen Person sind mit dem im Zeitpunkt der Auf-
nahme aktuellen Personenstand gleichzeitig aufzunehmen. Die 
Aufnahme und Verknüpfung mit dem betroffenen Elternteil kann 
ausnahmsweise auch nachträglich erfolgen, darf aber nicht aufge-
schoben oder einem anderen Zivilstandsamt überbunden werden, 
wenn die erforderlichen Dokumente beigebracht werden.  
 
Ist ein Kind der betroffenen ausländischen Person im Familien-
register eingetragen worden, weil es einen schweizerischen 
Elternteil hat oder eingebürgert worden ist, so ist es unverzüglich 
und zwingend in das Personenstandsregister zu übertragen und 
mit dem aufgenommenen ausländischen Elternteil zu verknüpfen. 
Übertragung und Verknüpfung fallen in die Zuständigkeit des Zivil-
standsamtes, dem das Familienregister zur Verfügung steht. Die-
ses handelt auch ohne Aufforderung, sobald es das Abstam-
mungsverhältnis in anderem Zusammenhang feststellt. 
 
Die im Familienregister eingetragenen Daten eines ausländischen 
Kindes sind gemäss den Regeln betreffend die Familienregisterfüh-

                                                 
39 Eheurkunde, Partnerschaftsurkunde oder eine andere Urkunde, mit welcher das Rechtsverhältnis 

direkt oder indirekt belegt werden kann.  
40  Art. 15 Abs. 4 ZStV. 
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rung bis zum Erwerb des Schweizer Bürgerrechts nicht aktualisiert 
worden. Das ausländische Kind ist trotzdem nach den für die Rück-
erfassung geltenden Regeln unverändert in das Personenstands-
register zu übertragen. Die Daten sind im Personenstandsregister 
zu aktualisieren, sobald ein Ereignis zu beurkunden ist. 
 
Das zu einem früheren Zeitpunkt in das Personenstandsregister 
aufgenommene oder aus dem Familienregister übertragene Kind 
ist mit dem später aufgenommenen ausländischen Elternteil unver-
züglich zu verknüpfen. Die Verknüpfung fällt in die Zuständigkeit 
des Zivilstandsamtes, welches den ausländischen Elternteil in das 
Personenstandsregister aufgenommen hat. Im Falle der Unterlas-
sung ist jedes Zivilstandsamt meldepflichtig, das die fehlende Ver-
knüpfung feststellt.41 
 

2.6.3 
  

Eltern 

 
Die ausländische Mutter oder der ausländische Vater einer in das 
Personenstandsregister aufgenommenen ausländischen Person 
wird nur ausnahmsweise, in speziell begründeten Fällen, ebenfalls 
in das Personenstandsregister aufgenommen.  
 
Elternteile einer ausländischen Person, die das Schweizer Bürger-
recht besitzen, sind im Rahmen der Regeln über die Rückerfas-
sung aufzunehmen und mit der betroffenen ausländischen Person 
zu verknüpfen. Sind sie bereits aufgenommen worden, ist die Ver-
knüpfung unverzüglich vorzunehmen42. 
 
 

3. Sonderfälle 

3.1 
  

Allgemeines 

 
Jede Amtshandlung ist unverzüglich einzuleiten und jedes Ereig-
nis ist unverzüglich zu beurkunden. Dies setzt voraus, dass die 
Daten über den Personenstand der betroffenen Person im System 
abrufbar, vollständig, richtig und auf dem neuesten Stand sind.  
 
Falls die Daten über den Personenstand der betroffenen Person im 
System nicht abrufbar sind, muss somit der Datensatz unverzüglich 
und vollständig beurkundet werden. Allenfalls ist unter Ausübung 
des pflichtgemässen Ermessens (Ziffer 2.2) zu prüfen, ob der Da-
tensatz ausnahmsweise unvollständig beurkundet werden darf und 
bis zu welchem Grad die Unvollständigkeit zulässig ist. In diesem 
Zusammenhang liegt ein Sonderfall insbesondere dann vor, wenn 

                                                                                                                                                      
 
41  Art. 15 Abs. 4 ZStV. 
42  Art. 15 Abs. 4 ZStV. 
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 sich die Beurkundung der Daten über den Personenstand der 

betroffenen ausländischen Person im Hinblick auf die Durchfüh-
rung der Amtshandlung oder eine dringende Ereignisbeurkun-
dung in ungewöhnlicher Weise verzögert, weil die Angaben 
über den Personenstand nicht oder nur mit unverhältnismässi-
gem Aufwand nachgewiesen werden können; 

 zu prüfen ist, ob die betroffene ausländische Person ausnahms-
weise gestützt auf nicht oder nur beschränkt überprüfbare 
Dokumente bloss mit einem unvollständigen Datensatz in das 
Personenstandsregister aufgenommen werden kann43; 

 die Aufnahme der betroffenen ausländischen Person in das Per-
sonenstandsregister zu verweigern ist, weil selbst Mindestan-
gaben über den Personenstand nicht genügend belegt werden 
und zudem die Voraussetzungen für die Entgegnnahme einer 
Erklärung gemäss Artikel 41 ZGB nicht erfüllt sind; 

 auf die Aufnahme der betroffenen ausländischen Person ver-
zichtet wird und bloss die Personenstandsdaten der vom Ereig-
nis mitbetroffenen Person im Geschäftsfall Person nachgeführt 
werden; 

 der im System abrufbare Datensatz nicht alle Elemente betref-
fend den Personenstand enthält und deshalb zu prüfen ist, ob 
die Datenbearbeitung zwingend die vorgängige Ergänzung 
des beurkundeten Datensatzes voraussetzt; 

 die im System abrufbaren Daten unvollständig beurkundet wor-
den sind und deshalb eine sichere Zuordnung des Datensat-
zes zu einer bestimmten Person ohne spezielle Abklärung unter 
Mitwirkung der betroffenen ausländischen Person nicht erlau-
ben. 

 
Verzögert sich ein Beurkundungsvorgang, so kann auf Verlangen 
über den Stand des Verfahrens und den Grund der Verzögerung 
jederzeit eine zweckgebundene Bestätigung abgegeben werden. 
 
Das Dokument ist als "zivilstandsamtliche Bestätigung" zu be-
zeichnen. Es ist an die Dienststelle zu richten, die es für einen Ent-
scheid oder die Erfüllung einer dringenden gesetzlichen Aufgabe 
benötigt. Der Zweck ist aufzuführen. Ausserdem ist die Gültigkeit 
der Bestätigung zu befristen. 
 

3.2 
  

Natürliche 
Zivilstandsereignisse 

 
Geburten und Todesfälle, die sich auf dem schweizerischen 
Staatsgebiet ereignen, müssen von Gesetzes wegen ausnahms-
los und kurzfristig beurkundet werden. Es besteht ein erhebliches 
öffentliches und privates Interesse an einer möglichst raschen 
Beurkundung von Geburt und Tod. Nachgewiesene Daten sind 
deshalb unverzüglich zu beurkunden44.  

                                                                                                                                                      
 
43  Art. 15a Abs. 4 und 5 ZStV. 
44 Art. 19 ZStV. 



Weisungen EAZW 
Nr. 10.08.10.01 vom 1. Oktober 2008 (Stand: 1. Januar 2011) 

Aufnahme ausländischer Personen in das Personenstandsregister 

 
 

 17/26 
 
 
 

 
Bei der Beurkundung der natürlichen Zivilstandsereignisse müssen 
Formvorschriften zurücktreten. In Ausnahmefällen dürfen deshalb 
vorläufig auch unvollständige Datensätze einer ausländischen 
Person beurkundet werden. In speziell gelagerten Fällen genügt 
es, dass die betroffenen ausländischen Personen den Behörden 
seit ihrer Einreise in die Schweiz unter den verwendeten Anga-
ben bekannt sind.  
 

3.2.1 
  

Geburt 

 
In begründeten Ausnahmefällen ist die Mutter mit Mindestanga-
ben über den Personenstand in das Personenstandsregister auf-
zunehmen45. Ist sie verheiratet, muss der Ehemann ausnahms-
weise mit Mindestangaben über den Personenstand aufgenommen 
werden, wenn weitere Angaben über den Personenstand nicht 
nachgewiesen werden können.  
 
Liegen keine Dokumente vor und scheint die Beschaffung innert 
vernünftiger Frist unmöglich oder unzumutbar, sind im Sinne der 
verwaltungsmässigen Sicherstellung der Tatsache der Geburt auch 
Daten zu verwenden, unter denen die Frau den schweizerischen 
Behörden bekannt ist. Wenn sie erklärt, verheiratet zu sein, müs-
sen auch die Daten über den Personenstand ihres ausländischen 
Ehemannes unter den gleichen Voraussetzungen beurkundet und 
mit demjenigen der Mutter des Kindes verknüpft werden (Ehe-
verhältnis).  
 
Können weder die Ledigkeit noch eine bestehende oder aufgelöste 
Ehe direkt oder indirekt nachgewiesen werden, so ist der Zivilstand 
der Mutter bei der Aufnahme in das Personenstandsregister als 
"unbekannt" zu beurkunden. Als Folge dieses Vorgehens bleibt das 
Kind anlässlich der Beurkundung der Geburt rechtlich vaterlos. 
Deshalb ist in diesem Falle die nachgeburtliche Anerkennung durch 
den biologischen Vater oder die gerichtliche Feststellung der Vater-
schaft sofort möglich. 
 
Ist ein Kindesverhältnis als Folge einer nachgewiesenen Heirat46 zu 
einem ausländischen Manne zu beurkunden, dessen Personen-
daten bis auf die Namen unbekannt sind (weniger als die Mindest-
angaben), können diese Namen nach der Beurkundung der Geburt 
beim Kind im Geschäftsfall Person mit der Funktion "Neuer Eintrag" 
als Ergänzung der Daten über den Personenstand fortgeschrie-
ben werden. Auf die Aufnahme des ausländischen Vaters in das 
Personenstandsregister wird ausnahmsweise verzichtet. Der Vor-

                                                 
45  Art. 15a Abs. 4 ZStV. 
46 Zivilstand der Mutter als "verheiratet seit …" beurkunden; allenfalls gestützt auf Erklärung nach Art. 

41 ZGB. 
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gang ist im System als Zusatzangabe mit "väterliche Abstammung" 
zu begründen. Eine spätere Aufnahme der Person und Verknüp-
fung mit dem Kind bleibt vorbehalten, sobald die Angaben über den 
Personenstand beweiskräftig dokumentiert werden. 
 

3.2.2 
  

Tod 

 
Können Angaben über den Personenstand nur unvollständig nach-
gewiesen oder innert vernünftiger Frist keine Dokumente beige-
bracht werden, ist die verstorbene ausländische Person im Hinblick 
auf die verwaltungsmässige Sicherstellung der Tatsache des 
Todes mit den Daten in das Personenstandsregister aufzunehmen, 
unter denen sie den Behörden in der Schweiz bekannt war47.  
 
Besteht kein Wohnsitz in der Schweiz, dürfen Unvollständigkeit und 
Unstimmigkeiten in Kauf genommen werden, weil der Datensatz im 
System nach der Beurkundung des Todes für eine weitere Ereig-
nisbeurkundung nicht zur Verfügung steht.  
 
War die Person den Behörden unter mehreren Namen bekannt, 
erfolgt die Aufnahme mit den Personendaten, die aufgrund der vor-
zunehmenden Abklärungen am ehesten als richtig eingeschätzt 
werden dürfen. Dieses Vorgehen ist im Zweifelsfall der Beurkun-
dung des Todes einer unbekannten Person vorzuziehen, weil es 
vorerst um die Sicherstellung des Sachverhaltes "Tod einer in der 
Schweiz unter einem bestimmten Namen bekannten Person" geht 
und nicht um die sichere Identifikation der verstorbenen Person. 
Die Möglichkeit der Berichtigung oder Ergänzung der Personen-
daten gestützt auf entsprechende Dokumente steht jederzeit 
offen.48 
 
War die verstorbene ausländische Person verheiratet oder lebte 
sie in einer eingetragenen Partnerschaft, ist gleichzeitig die betrof-
fene überlebende ausländische Person in das Personenstands-
register aufzunehmen, sofern die Ehe bzw. die eingetragene Part-
nerschaft nachgewiesen wird und die überlebende Person ihren 
Wohnsitz in der Schweiz hat. Besteht kein Wohnsitz in der 
Schweiz, wird die bestehende Ehe oder eingetragene Partner-
schaft nicht nachgewiesen oder werden die erforderlichen Doku-
mente für die Beurkundung des Personenstandes nicht beige-
bracht, ist auf die Aufnahme der überlebenden ausländischen Per-
son zu verzichten. 
 

                                                 
47  Art. 15a Abs. 5 ZStV. 
48  Art. 15a Abs. 6 ZStV. 
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3.3 
  

Kindesverhältnis 
zum Vater 

 
Die Beurkundung der väterlichen Abstammung ist im Interesse 
des Kindes. Dieses überwiegt gegenüber Formvorschriften betref-
fend die Aufnahme einer ausländischen Person in das Personen-
standsregister. Das formale Vorgehen bei der Beurkundung der 
Daten über den Personenstand des Vaters wird dadurch relativiert. 
In begründeten Ausnahmefällen ist deshalb der Vater bloss mit 
den Mindestangaben über den Personenstand in das Personen-
standsregister aufzunehmen.  
 
Wenn der betroffene ausländische Mann mit der Mutter des Kindes 
nicht verheiratet ist, bildet der Nachweis des Zivilstandes keine 
Voraussetzung für die Begründung des Kindesverhältnisses zum 
Kind. Weder die Anerkennung beim Zivilstandsamt oder beim Ge-
richt noch die gerichtliche Feststellung der Vaterschaft dürfen ver-
weigert werden, wenn der Zivilstand des Vaters oder beispiels-
weise dessen Abstammung unbekannt oder ungeklärt sind, weil 
die entsprechenden Angaben nicht nachgewiesen werden. Auch 
ein ungeklärter Wohnsitz oder die Weigerung, Dokumente betref-
fend die ausländische Ehefrau des Anerkennenden beizubringen 
bilden keine Gründe, um die Beurkundung der Vaterschaft zu ver-
weigern.  
 
Der als unbekannt beurkundete Zivilstand der Mutter darf nicht zur 
Verweigerung der Beurkundung der väterlichen Abstammung füh-
ren. Die Anerkennung eines rechtlich vaterlosen Kindes durch den 
biologischen Vater oder die gerichtliche Feststellung des Kindes-
verhältnisses liegt im höher einzustufenden Interesse des Kindes 
als die vorgängige Klärung des vorläufig als "unbekannt" beurkun-
deten Zivilstandes der Mutter (Ziffer 3.2.1). 
 

3.3.1 
  

Vaterschafts-
vermutung 

 
Wenn die in das Personenstandsregister aufzunehmende Mutter 
des Kindes verheiratet ist, muss der ausländische Ehemann eben-
falls aufgenommen werden. Bei der Beurkundung der Geburt des 
Kindes ist die gesetzliche Vaterschaftsvermutung zu berücksich-
tigen, sofern das massgebliche Recht dies vorsieht.  
 
Auf eine Aufnahme des ausländischen Ehemannes mit Mindest-
angaben ist zu verzichten, wenn nach dem massgeblichen Recht 
keine gesetzliche Vaterschaftsvermutung besteht.  
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3.3.2 
  

Anerkennung beim 
Gericht oder gericht-

liche Feststellung 
der Vaterschaft 

 
Werden die Mindestangaben über den Personenstand des aus-
ländischen Vaters nicht zweifelsfrei belegt, ist auf eine Aufnahme 
des Vaters in das Personenstandsregister gestützt auf die Mittei-
lung des Gerichts49 zu verzichten. Es genügt ausnahmsweise, die 
väterliche Abstammung beim Kind im Geschäftsfall Person mit der 
Funktion "Neuer Eintrag" zu beurkunden. Der Vorgang ist im Sys-
tem als Zusatzangabe mit "Anerkennung beim Gericht am …" bzw. 
mit "Feststellung der Vaterschaft am …" zu begründen.  
 
Besitzt das betroffene Kind das Schweizer Bürgerrecht, fällt die 
Nachführung bei diesem Vorgehen in die Zuständigkeit des Zivil-
standsamtes des Heimatortes.  
 
Handelt es sich um ein vor dem Jahr 2005 in der Schweiz gebore-
nes ausländisches Kind, das in kein Familienregister übertragen 
worden ist, so genügt in diesem Ausnahmefall die Eintragung der 
Randanmerkung über die Anerkennung beim Gericht oder die ge-
richtliche Feststellung der Vaterschaft im Geburtsregister. Die 
spätere Aufnahme des Kindes in das Personenstandsregister aus 
anderen Gründen unter Berücksichtigung der väterlichen Abstam-
mung bleibt vorbehalten. 
 

3.3.3 
  

Anerkennung beim 
Zivilstandsamt 

 
Der anerkennungswillige Ausländer hat sich im Hinblick auf die 
Aufnahme in das Personenstandsregister auszuweisen und seine 
Daten über den Personenstand vollständig zu dokumentieren. 
Kann er sich nicht ausweisen, muss seine Identität auf andere 
Weise festgestellt werden.  
 
Können die Mindestangaben über den Personenstand nicht oder 
nur ungenügend nachgewiesen werden und steht aus diesem 
Grunde die Identität nicht zweifelsfrei fest, so ist auf die Aufnahme 
der betroffenen Person in das Personenstandsregister zu verzich-
ten. Trotzdem ist die Erklärung über die Anerkennung der Vater-
schaft im Interesse des Kindes auf einem entsprechenden Formu-
lar im Sinne der geltenden Beurkundungsbestimmungen entgegen-
zunehmen. Dabei sind die Angaben über den Personenstand zu 
berücksichtigen, unter denen die betroffene ausländische Person 
den Behörden seit ihrer Einreise bekannt ist. Das Vorgehen wird in 
diesem Fall vom Beurkundungssystem nicht unterstützt. Es ist nur 
in gut begründeten Ausnahmefällen zulässig. 
 
Die väterliche Abstammung ist gestützt auf die entgegengenom-
mene Erklärung über die Vaterschaft beim Kind im Geschäftsfall 
Person mit der Funktion "Neuer Eintrag" zu beurkunden. Der Vor-

                                                 
49 Art. 40 Abs. 1 Bst. f und Abs. 2 ZStV. 
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gang ist im System als Zusatzangabe mit "Anerkennung am …" zu 
begründen. Besitzt das betroffene Kind das Schweizer Bürgerrecht, 
fällt die Nachführung gestützt auf die zu übermittelnde Erklärung 
über die Vaterschaft in die Zuständigkeit des Zivilstandsamtes des 
Heimatortes.  
 
Ist das von einem schweizerischen Vater anzuerkennende auslän-
dische Kind im Ausland geboren worden und die Daten seiner 
ausländischen Mutter im System nicht abrufbar, müssen vorerst die 
Daten über den Personenstand seiner Mutter im Hinblick auf die 
Beurkundung von Geburt und Anerkennung im Personenstandsre-
gister beurkundet werden.  
 
Können die Angaben über die ausländische Mutter des Kindes 
nicht oder nur ungenügend nachgewiesen werden, so ist sie aus-
nahmsweise mit den Mindestangaben in das Personenstandsregis-
ter aufzunehmen, damit die Geburt des Kindes gestützt auf die 
ausländische Geburtsurkunde und anschliessend die Anerkennung 
durch den schweizerischen Vater beurkundet werden können. 
 

3.4 
  

Adoption 

 
Wird ein schweizerisches Kind durch ausländische Personen 
adoptiert, sind diese vor der Beurkundung der Adoption in das Per-
sonenstandsregister aufzunehmen. Auf die Aufnahme der auslän-
dischen Eltern ist jedoch zu verzichten, wenn die Angaben über 
den Personenstand nur ungenügend nachgewiesen werden kön-
nen; die Fortschreibung der Personendaten des Kindes im Ge-
schäftsfall Person mit der Funktion "Neuer Eintrag" genügt, wenn 
das Kind als Folge der Adoption das Schweizer Bürgerrecht ver-
liert. Der Vorgang ist im System als Zusatzangabe mit "Änderung 
zufolge Adoption" zu begründen. Bei diesem Vorgehen fällt die 
Nachführung in die Zuständigkeit des Zivilstandsamtes des Hei-
matortes des Kindes.  
 
Wird ein ausländisches Kind, dessen Daten im System nicht ab-
rufbar sind, durch schweizerische Personen adoptiert, so ist auf die 
Aufnahme der leiblichen ausländischen Eltern des Kindes zu ver-
zichten, wenn diese keinen Wohnsitz in der Schweiz haben oder 
wenn die Daten über den Personenstand nur ungenügend nach-
gewiesen werden. In diesem Falle genügt die Aufnahme des Kin-
des in das Personenstandsregister. Massgebend für die Aufnahme 
sind seine Daten über den Personenstand vor der Adoption (Regel 
x – 1). Sind die Daten über den Personenstand des Kindes vor der 
Adoption nicht bekannt, so kann das Kind nur mit Mindestangaben, 
die direkt den Adoptionsunterlagen zu entnehmen sind, in das Per-
sonenstandsregister aufzunehmen. Diese Angaben müssen nicht 
weiter überprüft werden.  
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Wird ein ausländisches Kind, dessen Geburt in einem in Papier-
form geführten Geburtsregister in der Schweiz beurkundet worden 
ist, durch ausländische Personen adoptiert, deren Daten im System 
nicht abrufbar sind, so genügt die Eintragung der Randanmerkung 
und die Überdeckung der Geburtseintragung durch ein Deckblatt50. 
Die Mitwirkung der Aufsichtsbehörde ist in diesem Fall nur erfor-
derlich, wenn die Adoption im Ausland verfügt worden ist51. 
 

3.5 
  

Ehe und eingetra-
gene Partnerschaft 

 
Sind die Daten im System nicht abrufbar, muss die betroffene aus-
ländische Person im Hinblick auf die Vorbereitung der Eheschlies-
sung52 oder das Vorverfahren zur Eintragung der Partnerschaft53 in 
das Personenstandsregister aufgenommen werden. Muss der 
aktuelle Personenstand beurkundet werden und sind nicht alle An-
gaben aus den Unterlagen ersichtlich, so ist mit Bewilligung der 
Aufsichtsbehörde eine Erklärung betreffend die fehlenden Anga-
ben54 entgegenzunehmen. Die Bewilligung wird erteilt, wenn die 
betroffene Person nachweist, dass es sich nach "hinreichenden 
Bemühungen als unmöglich oder unzumutbar erweist", die entspre-
chenden Urkunden zu beschaffen und die fehlenden Angaben nicht 
streitig sind. Bei der Abklärung, weshalb eine Beschaffung der 
fehlenden Dokumente nicht möglich ist, haben die beteiligten Per-
sonen mitzuwirken.  
 
War die betroffene Person gemäss ihren Angaben noch nie verhei-
ratet und lebte sie noch nie in einer eingetragenen Partnerschaft, 
genügt die Bestätigung des Zivilstandes im Zusammenhang mit der 
bewilligungsfreien Erklärung gemäss Artikel 98 Absatz 3 ZGB bzw. 
Artikel 5 Absatz 3 PartG auch für die Beurkundung des Zivilstandes 
anlässlich der Aufnahme in das Personenstandsregister. 
 
Eine Erklärung darf nur von einer Person entgegengenommen 
werden, deren Identität unbestritten ist. Wer seine Identität ver-
schleiert und unglaubwürdig ist, darf keine Erklärung abgeben. 
Wenn die Person ein schützenswertes Interesse glaubhaft macht, 
kann sie beim Gericht auf Eintragung der geltend gemachten An-
gaben über ihren Personenstand in das Personenstandsregister 
klagen55.  
 

                                                 
50 Art. 73a aZStV; AS 1972 2830. 
51 Art. 32 Abs. 1 IPRG. 
52 Art. 98 ZGB. 
53 Art. 5 PartG. 
54 Art. 41 Abs. 1 ZGB. 
55 Art. 42 ZGB. 
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3.6 
  

Ausländische 
Entscheidungen und 
Urkunden über den 

Zivilstand 

 
Sind die Daten im System nicht abrufbar, so ist die betroffene aus-
ländische Person im Hinblick auf die Nachbeurkundung eines im 
Ausland erfolgten und für den schweizerischen Rechtsbereich an-
erkannten Ereignisses56 in das Personenstandsregister aufzuneh-
men. Die Angaben über den Personenstand sind den zur Verfü-
gung stehenden ausländischen Dokumenten zu entnehmen. Mass-
gebend ist der Personenstand unmittelbar vor dem zu beurkunden-
den Ereignis (nach der Regel x – 1).  
 
Gehen aus den aus dem Ausland übermittelten Unterlagen nicht 
alle benötigten Angaben hervor und können sie nicht oder nur mit 
unverhältnismässigem Aufwand beschafft werden57, so ist auf die 
Aufnahme der ausländischen Person zu verzichten. Ausnahms-
weise ist bloss die Änderung des Personenstandes der mitbetroffe-
nen Person, deren Daten im System abrufbar sind, im Geschäftsfall 
Person mit der Funktion "Neuer Eintrag" zu beurkunden und der 
Vorgang im System als Zusatzangabe zu begründen58. 
 
Ist im Zusammenhang mit einer im Ausland erfolgten Eheschlies-
sung der voreheliche Zivilstand der betroffenen ausländischen Per-
son nicht bekannt, so kann sie nicht nach der Regel x – 1 in das 
Personenstandsregister aufgenommen werden; sie ist ausnahms-
weise mit dem seit der Eheschliessung geltenden Personenstand 
aufzunehmen und mit der mitbetroffenen Person, deren Daten im 
System abrufbar sind, zu verknüpfen (Eheverhältnis). 
 
Sind über den mit der schweizerischen Mutter nicht verheirateten 
ausländischen Vater des Kindes bloss seine Namen aus der aus-
ländischen Geburtsurkunde des Kindes ersichtlich und können 
weitere Urkunden über den ausländischen Vater des Kindes nicht 
oder nur mit unverhältnismässigem Aufwand beschafft werden, so 
ist auf die Aufnahme des ausländischen Mannes zu verzichten. Die 
väterliche Abstammung ist nach erfolgter Nachbeurkundung der 
Geburt des Kindes ausnahmsweise im Geschäftsfall Person mit der 
Funktion "Neuer Eintrag" mit der Begründung "Anerkennung am …" 
als Zusatzangabe zu beurkunden.  
 
Im Zusammenhang mit der im Ausland erfolgten Anerkennung 
eines ausländischen Kindes durch den schweizerischen Vater darf 
die Mutter mit Mindestangaben in das Personenstandsregister auf-
genommen werden, wenn weitere Angaben über den Personen-
stand nicht bekannt sind und die betroffene ausländische Frau kei-
nen Wohnsitz in der Schweiz hat. Sind selbst Mindestangaben über 

                                                 
56 Art. 32 Abs. 1 IPRG. 
57 Z.B. weil die im Ausland geschlossene Ehe inzwischen ebenfalls im Ausland bereits wieder aufge-

löst wurde. 
58 Z.B. mit "Eheschliessung; fehlende Daten". 
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die Mutter des Kindes nicht bekannt, so sind gestützt auf vorzule-
gende Urkunden die Daten über den Personenstand des Kindes zu 
beurkunden. Der Datensatz des Kindes ist anschliessend im 
Geschäftsfall Person mit demjenigen des schweizerischen Vaters 
zu verknüpfen. 
 
 

4. Umgang mit unvollständig beurkundeten Datensätzen 

4.1 
  

Beweiskraft 

 
Die anlässlich der Aufnahme einer ausländischen Person im Per-
sonenstandsregister beurkundeten und durch die nachfolgenden 
Ereignisbeurkundungen nachgeführten Daten über den Personen-
stand erbringen mit Ausnahme der Angabe betreffend die auslän-
dische Staatsangehörigkeit den vollen Beweis59. Das gilt auch für 
die einzelnen Elemente eines nicht vollständigen Datensatzes.  
 
Gestützt auf die im Personenstandsregister geführten Daten60 aus-
gestellte Dokumente haben die gleiche Beweiskraft61.  
 
Vorbehalten bleibt der Nachweis der Unrichtigkeit62 einzelner Ele-
mente des anlässlich der Aufnahme beurkundeten Datensatzes. 
Die Berichtigung fällt in die Zuständigkeit des Zivilstandsamtes, 
welches die betroffene Person in das Personenstandsregister 
aufgenommen hat.  
 

4.2 
  

Bekanntgabe 

 
Erhebt eine Person Anspruch auf den beurkundeten Datensatz 
und macht geltend, es handle sich um ihre persönlichen Daten, hat 
sie sich auszuweisen. Wurde eine Person mit einem unvollstän-
digen Datensatz in das Personenstandsregister aufgenommen, ist 
die Zuordnung erschwert. Je weniger Elemente eines Datensat-
zes beurkundet worden sind, desto aufwendiger ist eine sichere 
Identifizierung der betroffenen Person. Sie kann nicht ohne zu-
sätzliche Abklärungen erfolgen. Eine Person, die Anspruch auf 
den abrufbaren unvollständigen Datensatz erhebt, hat sich deshalb 
nicht nur bloss auszuweisen, sondern zusätzlich über Umstände 
Auskunft zu geben, die nur der betroffenen Person selbst bekannt 
sind und vom Zivilstandsamt nachgeprüft werden können63.  
 

                                                 
59 Art. 9 Abs. 1 ZGB. 
60 Art. 8 ZStV. 
61 Art. 48 ZStV.  
62 Art. 9 Abs. 2 ZGB. 
63 Z.B. Familienbeziehungen: Zeitpunkt einer beurkundeten Geburt oder Anerkennung eines Kindes 

der betroffenen Person. 
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4.3 
  

Bearbeitung 

 
Wenn sich anlässlich eines zweckgebundenen Abrufes von Perso-
nendaten aus dem System herausstellt, dass der für die Bearbei-
tung benötigte Datensatz nicht alle Elemente enthält, ist der Grund 
für die Unvollständigkeit abzuklären, bevor die Daten weiterver-
wendet oder bearbeitet werden. Das Zivilstandsamt, welches die 
betroffene ausländische Person in das Personenstandsregister auf-
genommen hat, ist anlässlich der Abklärung zur Zusammenarbeit 
verpflichtet; es hat wenn nötig Fotokopien der Belege, die für die 
Beurkundung des Personenstandes beigebracht worden sind, zur 
Verfügung zu stellen64. 
 
Das Zivilstandsamt entscheidet, ob die abrufbaren unvollständigen 
Daten über den Personenstand für die Datenbearbeitung genügen 
oder ob sie vorher zwingend ergänzt werden müssen65. Bildet 
die Ergänzung eine Voraussetzung für die Datenbearbeitung, ist 
vorgängig das Verfahren über die Beurkundung der Angaben über 
den Personenstand wieder aufzunehmen (Ziffer 4.4). 
 

4.4 
  

Ergänzung 

 
Ein unvollständig beurkundeter Datensatz ist unverzüglich zu 
ergänzen, sobald die entsprechenden Nachweise beigebracht 
werden66. Die Ergänzung erfolgt im Geschäftsfall Person mit der 
Funktion "Neuer Eintrag". Der Vorgang ist im System als Zusatzan-
gabe mit "Ergänzung der Daten über den Personenstand" zu be-
gründen. Er hat keinen Einfluss auf früher gestützt auf den unvoll-
ständigen Datensatz beurkundete Ereignisse. 
 
Die Ergänzung fällt in die Zuständigkeit des Zivilstandsamtes, dem 
die Dokumente vorgelegt werden. Sie erfolgt ohne Mitwirkung der 
kantonalen Aufsichtsbehörde.  
 
Hat die betroffene ausländische Person in der Zwischenzeit das 
Schweizer Bürgerrecht erworben, so fällt die Ergänzung der Anga-
ben über den Personenstand in die Zuständigkeit des Zivilstands-
amtes des Heimatortes. Eingereichte Unterlagen sind von Amtes 
wegen dem zuständigen Zivilstandsamt zu übermitteln. 
 

                                                 
64 Art. 47 Abs. 2 Bst. c ZStV. 
65 Z.B. Nachweis des bisher als "ungeklärt" beurkundeten Zivilstandes im Hinblick auf die Vorberei-

tung der Eheschliessung oder das Vorverfahren zur Eintragung einer Partnerschaft; Art. 15a Abs. 6 
ZStV.  

66  Art. 15a Abs. 6 ZStV. 
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4.5 
  

Bereinigung 

 
Wird die Unrichtigkeit oder Fehlerhaftigkeit der beurkundeten Daten 
über den Personenstand nachgewiesen, ist gestützt auf die vorge-
legten Dokumente von Amtes wegen ein administratives Bereini-
gungsverfahren einzuleiten67.  
 
Muss das Gesuch einer betroffenen Person abgewiesen werden, 
ist eine beschwerdefähige Verfügung zu erlassen. 
 
Wer ein schützenswertes Interesse nachweist, kann bei negativem 
Ausgang des administrativen Bereinigungsverfahrens beim zustän-
digen Gericht68 auf Berichtigung oder Löschung der beurkundeten 
Daten über den Personenstand klagen69. 
 
 

5. Schlussbestimmungen 

5.1 
  

Aufhebung bis-
heriger Weisungen 

 
Die Weisung D / F / I 20 betreffend die Beurkundung der Personen-
standsdaten von Ausländerinnen und Ausländern vom 30. Mai 
2005 wird aufgehoben. 
 

5.2 
  

Inkrafttreten 

 
Die vorliegenden Weisungen treten am 1. Oktober 2008 in Kraft. 
 

 

01.10.2008 EIDG. AMT FÜR DAS ZIVILSTANDSWESEN
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67 Art. 43 ZGB. 
68 Art. 14 GestG; Art. 30 Abs. 1 ZStV. 
69 Art. 42 Abs. 1 ZGB. 


